
durchgesetzte Regelung für den Fall des § 48 Abs. 2 i.d.F. 
des Familienrechtsänderungsgesetzes die richterliche Ent­
scheidung weitgehend ausschloß und eine auf den Wider­
spruch des Verklagten abstellende Automatik der Erhaltung 
leerer Formen der Ehe brachte. Die CDU/CSU wendet sich 
jetzt gegen eine „unmenschliche Fristenautomatik“ des Ge­
setzes, das nach drei Jahren Trennung der Ehegatten die 
Zerrüttung der Ehe vermutet, und fordert die Entschei­
dungsmöglichkeit für den Richter. Auffällig ist dabei nur, 
daß die Richter in der BRD heute genausowenig wie im 
Jahre 1961 einen verbindlichen rechtlichen Maßstab dafür 
haben und auch haben können, was dem „Wesen der Ehe“ 
entspricht.
Der Hintergrund dieses Meinungswandels der CDU/CSU ist 
offenkundig: Sie will jeweils diejenige gesetzliche Variante, 
die im Sinne der Sicherung der Institution „Ehe“ an und 
für sich scheidungserschwerend wirkt. Nicht der Charakter 
der ehelichen Beziehungen steht im Vordergrund, nicht die 
Frage irgendeines Automatismus, den die gesetzliche Rege­
lung hervorbringt, oder die Rolle der richterlichen Ent­
scheidung ist tatsächlich für die CDU/CSU von Bedeutung. 
Vielmehr ging es ihr darum, durch die Widerlegbarkeit der 
Zerrüttungsvermutung, gekoppelt mit der von ihr nunmehr 
durchgesetzten materiellen Härteklausel, die Tür offenzu­
halten für eine das Zerrüttungsprinzip aushöhlende Ent­
scheidungspraxis der Gerichte. Dazu könnte dann der Bun­
desgerichtshof der BRD das Seinige beitragen.
Daß sich die CDU/CSU letztlich doch bereit gefunden hat, 
die Unwiderlegbarkeit der Zerrüttungsvermutung zu ak- 
zeptieren, nachdem sie eine regelrechte Kampagne dagegen 
inszeniert hatte, ist auf mehrere Gründe zurückzuführen. 
Sicher hat u. a. das Bestreben eine Rolle gespielt, die Ehe­
rechtsreform noch für den Wahlkampf zur Bundestagswahl 
im Herbst 1976 nutzbar zu machen. Darüber hinaus ist bis 
zum Schluß die Frage nach der Zustimmungsbedürftigkeit 
des Gesetzes durch den Bundesrat offengeblieben. Geht 
man wie SPD und FDP davon aus, daß das Gesetz (mit 
Ausnahme der namensrechtlichen Regelungen und der Be­
stimmungen zum Versorgungsausgleich für Beamte) nicht 
zustimmungsbedürftig ist, dann hätte die CDU/CSU keine 
Chance gehabt, ihre Vorstellungen gegen die Bundestags­
mehrheit von SPD und FDP durchzusetzen. Diese Überle­
gung könnte ihre Kompromißbereitschaft motiviert haben. 
Ein Argument, das die CDU/CSU bis zum Schluß der Dis­
kussion im Bundestag immer wieder gegen die Scheidungs­
rechtsregelungen des Gesetzes ins Feld führte und das sich 
dann ja auch teilweise in den gesetzlichen Bestimmungen 
(Scheidung der Ehe bei Trennungsfristen unter einem Jahr) 
niedergeschlagen hat, bestand darin, daß man aus eigenen 
Rechtsverletzungen für sich selbst nicht günstige Rechtsfol­
gen herleiten dürfe. Dieses Argument entspringt offenkun­
dig schuldrechtlichen Vorstellungen von der Ehe und ver­
deutlicht überdies, daß die CDU/CSU der Ehe, überein­
stimmend mit den Grundsätzen des Verschuldensprinzips, 
gewissermaßen eine Straf- und Belohnungsfunktion bei­
messen will. Aus eigenen Rechtsverletzungen keine gün­
stige Rechtsfolge für sich herleiten zu dürfen heißt, auf die 
zerrüttete Ehe bezogen, im Klartext: zur Strafe für Verlet­
zungen von Pflichten in der Ehe hat der Rechtsverletzer 
in der Ehe zu bleiben, und der andere Ehepartner wird mit 
dem Fortbestehen einer inhaltsleeren Ehe „belohnt“, die 
ihm aber noch Versorgungsquelle sein kann.
Wenn die CDU/CSU einerseits verbal die Zielstellung des 
neuen Eherechts, das Zerrüttungsprinzip einzuführen, ak­
zeptiert, andererseits aber Argumente, der obigen Art ent­
gegenhält, so kann das nur bedeuten, daß sie in ihrer 
Grundhaltung noch immer voll auf dem Boden des Ver­
schuldensprinzips steht und nur aus Gründen der Opportu­
nität allgemein dem Zerrüttungsprinzip zugestimmt hat.

Progressive Aspekte, gesellschaftliche Wirkungen 
und inhaltliche Grenzen des 1. EheRG
Wenn man das 1. EheRG in seiner Gesamtheit betrachtet, 
lassen sich durchaus progressive Aspekte feststellen. Mit

ihm wird zunächst eine größere Übereinstimmung des 
Rechts der BRD mit den Forderungen der UNO in bezug 
auf die rechtliche Stellung der Frau erreicht. Zugleich nä­
hert sich die Rechtslage den Realitäten des Lebens, den 
objektiven Notwendigkeiten der Entwicklung der Produk­
tivkräfte und den Interessen der Frauen an. Vor allem aber 
verringert die Neuregelung die Zwanghaftigkeit des mate­
riellen und prozessualen Scheidungsrechts, das bisher letzt­
lich doch darauf hinauslief, durch äußeren Zwang die Ehe 
als Institution zu erhalten.
Insgesamt enthält das Gesetz — ohne Gefahren für die be­
stehenden politischen Verhältnisse in der BRD — eine teil­
weise Einlösung der so kräftig verkündeten Reformver­
sprechen der Regierungskoalition und wird wohl von den 
Bundesbürgern auch so verstanden werden.
Ungeachtet dieser progressiven Aspekte kann man aber 
den Blick nicht davor verschließen, daß sich das neue Ehe­
recht voll in das gesellschaftliche System der BRD einord­
net und seiner Stabilisierung dienen soll. Deshalb wird es in 
seinen Wirkungen und ist es in seinem Inhalt deutlich von 
den Grenzen bestimmt, die das gesellschaftliche System der 
BRD jeder Rechtsreform setzt.
Was die Wirkungen des Gesetzes betrifft, so meinen wir 
vor allem die Lage der Frau. Ihre Stellung im Berufsleben, 
damit auch in der Familie und nicht zuletzt im Ehekonflikt 
bleibt schwer, auch wenn die direkte Abwertung der beruf­
lichen Tätigkeit der Ehefrau durch das Familienrecht auf­
gegeben worden ist. Mag die neue Regelung die berufliche 
Entwicklung der Frau nicht mehr direkt behindern, so 
wird die Frau auch künftig — vor allem angesichts der 
Massenarbeitslosigkeit in der BRD — immer wieder vor 
dem Problem stehen, überhaupt Arbeit zu finden. Sie wird 
sich in ihrer beruflichen Tätigkeit häufig beschränken müs­
sen, weil Erziehungseinrichtungen für die Kinder nicht 
vorhanden sind. Der Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit“ ist noch immer nicht voll durchgesetzt. Allgemein 
bekannt ist schließlich, wie groß die Probleme derjenigen 
Frauen sind, die nach längerer Pause, die sie mit Rücksicht 
auf die Familie gemacht haben, wieder in das Berufsleben 
eintreten möchten.
All diese Probleme sind in der BRD heute so offenkundig, 
so unbestritten, daß die Bundestagsparteien sogar darin 
wetteifern können, wer sich am meisten sozial gebärdet, 
wer dem Schutz des ökonomisch Schwächeren am meisten 
Rechnung tragen will.
Damit sind schon die inhaltlichen Grenzen angesprochen, 
die der Eherechtsreform vom gesellschaftlichen System der 
BRD her gesetzt sind. Das Gesetz und die Bundestagsdebat­
ten dazu gehen nämlich davon aus, daß die Frau in der 
BRD tatsächlich nicht gleichberechtigt ist und daß sie auch 
in absehbarer Zeit nicht annähernd die gleichen Entwick- 
lungs- und Betätigungsmöglichkeiten haben wird wie der 
Mann. Diese Tatsache wird unterstellt, und zwar nachge­
rade als „naturgegeben“. — Gegeben ist diese Tatsache, 
wenngleich nicht durch die Natur, sondern durch das kapi­
talistische Gesellschaftssystem.
Eine außerordentliche Rolle in den Debatten über den Ge­
setzentwurf spielten die Fragen des Unterhalts nach Ehe­
scheidung und des sog. Versorgungsausgleichs.
Es gilt als völlig normal, daß der Gesetzgeber der BRD 
nach Wegen sucht, wie eine Frau eventuell noch 10 bis 
20 Jahre nach der Scheidung an einem dann fällig werden­
den Rentenanspruch ihres geschiedenen Ehemannes betei­
ligt werden kann. Ausdrücklich wird im 1. EheRG auch ein 
Unterhaltsanspruch für den Fall festgelegt, wo die Frau 
arbeitsfähig und arbeitswillig ist, aber keine „Erwerbstätig­
keit zu finden vermag“ (§ 1573 BGB). Unterhaltsanspüche 
sind auch vorgesehen, wenn es dem Ehegatten „trotz 
seiner Bemühungen nicht gelungen war, den Unterhalt 
durch die Erwerbstätigkeit nach Scheidung nachhaltig zu 
sichern“ (§1872 BGB). So fragwürdig müssen die Möglich­
keiten der Frau eingeschätzt werden, durch eigene Tätigkeit 
selbst für ihre soziale Sicherheit entsprechend dem allge-
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